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Ende Februar hat Russland Krieg gegen die Ukraine begonnen. 
Über 1,5 Millionen Menschen waren kurze Zeit später auf der Flucht.

Viele Kolleginnen und Kollegen sind über Vereine, Hilfsorganisationen oder auch privat engagiert,  
um den Menschen aus dem ukrainischen Kriegsgebiet zu helfen.
Lesen Sie mehr dazu in verschiedenen Beiträgen dieser Ausgabe.

Flucht vor dem Krieg in der Ukraine
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Antrittsbesuch bei der Regierenden Bürgermeisterin von Berlin
dbb Berlin weist auf die kommende hohe Personalfluktuation im öffentlichen Dienst hin

V.l.n.r.: Frank Becker (Landesvorsitzender dbb berlin), Synnöve Nüchter (stellv. Landesvorsitzende), Regierende Bürgermeisterin Franziska Giffey, Mar-
tina Riedel und Thomas Goiny (stellv. Landesvorsitzende) im Roten Rathaus.  Foto: Marian Liesenfeld

I n ausgesprochen angenehmer 
Atmosphäre konnte die Landes-
leitung des dbb beamtenbund 

und tarifunion berlin (dbb berlin) im 
Rahmen ihres Antrittsbesuchs bei der 
Regierenden Bürgermeisterin, Fran-
ziska Giffey, am 9. Februar 2022 u. a. 
Themen wie Gewalt gegen Beschäf-
tigte im öffentlichen Dienst, Aus- und 
Fortbildung, Besoldungsfragen und 
den Erhalt der Hauptstadtzulage er-
örtern.

„Für den dbb berlin ist es wichtig, sich 
bereits frühzeitig für den Erhalt dieser 
Hauptstadtzulage bei der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder einzusetzen. 

Dabei ist aus unserer Sicht der Verbleib 
bzw. die vollständige Rückkehr in die 
Tarifgemeinschaft zu gewährleisten.“, 
kommentierte dbb Landeschef Frank 
Becker diese Forderung.

Auch wenn zu dieser Zeit noch kein 
Krieg in der Ukraine stattfand, war 
doch die Haushaltslage schon zu die-
sem Zeitpunkt durch die Coronabe-
dingten Ausgaben belastet. 

Als Mitglied der dbb Landesleitung 
hat der Landesvorsitzende des BSBD 
Berlin, Thomas Goiny, auf die Zukunft 
des öffentlichen Dienstes hingewiesen.
Diese werde in den nächsten Jahren 
geprägt durch die zunehmend hohe 
Personalfluktua tion und die Gewin-

nung von Personal zur Besetzung der 
offenen Stellen! 

Nicht nur für den BSBD Berlin hat 
Goiny den Schwerpunkt der Regie-
rungspolitik auf die Themen Aus- und 
Fortbildung der nächsten Jahre einge-
fordert.

„Nur wenn wir die Beschäftigten be-
ruflich fortbilden und qualifizieren, 
bleiben sie uns im öffentlichen Dienst 
Berlins auch erhalten. Fortbildung darf 
kein Privileg einzelner aufgrund des 
Wohlwollens der Führungskräfte sein. 
Und die Hauhaltstitel müssen auch in 
Zukunft entsprechend finanziell be-
stückt werden“, forderte Goiny von der 
Politik ein.  ■

Der Doppelhaushalt 2022/2023 liegt vor
Eine echte finanzielle Erhebung ist derzeit noch nicht möglich

Mit der Vorlage durch den verspä-
teten Senatsbeschluss vom 1. März 
2022 ist das Parlament in die Dis-
kussion zu dem Doppelhaushalt 
2022/2023 eingetreten. Alle hoffen, 
dass die aktuelle Haushaltlage, die 
durch die vorläufige Haushaltswirt-
schaft nach § 89 der Verfassung von 
Berlin nur zwingend notwendige 
Ausgaben zulässt, bald beendet wird.

Trotz der aktuellen finanziellen Situa-
tion und der erheblichen coronabe-
dingten Mehrkosten will das Land 
Berlin sogar 1 Milliarde einsparen. Ein-
geplant ist in diesem Jahr ein Betrag 

von rund 36,5 Milliarden Euro und für 
das kommende Jahr von fast 37 Milliar-
den Euro. Das geht aus dem Eckpunkt-
papier für einen Doppelhaushalt her-
vor. Im ersten Corona-Jahr 2020 lag das 
Haushaltsvolumen bei 40,1 Milliarden 
Euro, 2021 nach vorläufigen Zahlen bei 
38,2 Milliarden Euro. Zum Vergleich: 
im letzten Jahr vor der Pandemie be-
trug das Volumen 30,7 Milliarden Euro.

Rund 3 Milliarden Euro Defizit  
in diesem Jahr
Nach Angaben des Finanzsenators soll 
das Defizit von 3 Milliarden Euro aus 
Rücklagen gebildet werden. Die Netto-

kreditaufnahme liegt bei 678 Millionen 
Euro. 

Unbestritten ist bei allen politischen 
Akteuren, dass es diese fortdauernde 
Krise in sich hat. Eine echte finanzielle 
Erhebung ist derzeit gar nicht möglich.

Wenn alles nach Plan läuft, wird das 
Parlament im Juni den Haushalt noch 
vor den Sommerferien beschließen!

Das ist aus Sicht des BSBD Berlin 
deshalb wichtig, damit wieder umfas-
sende Beförderungen möglich sind. 

Auch wenn die Personalkosten auf-
grund des im letzten Jahr ausgehan-
delten Tarifvertrags weiter steigen, sind 
alle Behörden schon jetzt von soge-
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nannten pauschalen Minderausgaben 
betroffen. 

Das heißt, dass aus dem jeweiligen 
eigenen Haushaltsmitteln Gegenfinan-
zierungen notwendig sind. 

Einschnitte notwendig !?
Hier erwartet der BSBD Berlin, dass es 
keine Einschnitte bei Beförderungen, 
Neueinstellungen und allen jetzt drin-
gend notwendigen zukunftsorientier-
ten Personalmaßnahmen gibt!

Zudem befürchtet der BSBD Berlin, 
dass auch mit den jetzt noch zusätzlich 
anfallenden Kosten für die Ukraine-
krise und die Rückzahlung der Coro-
nakredite alle Ideen den öffentlichen 
Dienst leis tungsfähig zu gestalten und 
vor allem Anreize für die vielen nicht 
besetzten Stellen zu machen, nicht 
mehr realisierbar sind.

Da aber gerade der öffentliche Dienst 
federführend die Aufgaben meistern 
muss, ist hier ein schwieriger Spagat 
notwendig. Zudem ist der Bau- und 
Sanierungsbedarf im Justizvollzug im-
mer noch sehr hoch. 

Hier wird befürchtet, dass alle bis-
her geplanten Maßnahmen verschoben 
werden. Das wäre vor allem für die Sa-
nierung der alten Teilanstalt III in der 
JVA Tegel problematisch.

Während inzwischen auch Neubau-
ten, wie die JVA Heidering einen Sanie-
rungsbedarf haben, wird die mittelfris-
tige Bauplanung nicht einfacher.

So hofft der BSBD Berlin, dass sich 
Justizsenatorin Prof. Dr. Lena Kreck 
(DIE LINKE) im Rahmen der Haus-
haltsberatungen durchsetzen  kann und 
der Justizvollzug nicht noch weiter auf 
Verbesserungen warten muss, wie in 
den letzten fünf Jahren!  ■

Berliner Abgeordnetenhaus.  Foto: Sergey Kelin/stock.adobe.com

Gewerkschaft Strafvollzug
Landesverband Berlin

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug
BSBD

Gewerkschaft Strafvollzug
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Der Fluch der Technik
dbb berlin setzt sich für schnelle Lösung ein

Die Beihilfestelle beim Landesver-
waltungsamt ist eine der Berliner 
Behörden, die ihre Fachaufgaben 
aus technischen Gründen nicht ins 
Homeoffice verlagern kann. Nach 
zwei Jahren Corona Pandemie wirkt 
sich dieser Fluch der Technik, den 
das Amt selber nicht beseitigen kann, 
verhängnisvoll für die Beschäftigten 
wie auch für die Beihilfeberechtigten 
aus.

Während letztere sich in Geduld üben 
und teilweise bis zu acht Wochen auf 
einen Beihilfebescheid warten müssen, 
sind bei der Belegschaft immer mehr 
Infektionen und Quarantänefälle zu 
beklagen. Insbesondere die Omikron-
Welle, wurde dem dbb berlin auf An-
frage mitgeteilt, trifft die Beihilfestelle 
seit Wochen mit voller Wucht. Kein 
Wunder, denn viele jüngere Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter fallen aufgrund 
der hohen Inzidenzen in Schulen aus.

Kontaminierte Büros
Aber auch in der Beihilfestelle selbst ist 
die Ansteckungsgefahr groß. Denn 20 
ihrer Räume wurden durch Staubbelas-
tung mit Schwermetallen, insbesonde-
re Blei und Arsen, durch die benachbar-
te Großbaustelle der Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung, Bauen und Woh-
nen kontaminiert und durch die Unfall-
kasse Berlin gesperrt. Das heißt, wäh-
rend allerorten Abstand das Gebot der 
Stunde ist, steht die Beihilfestelle einer 
massiven Verdichtung ihrer Arbeitsplät-
ze und damit einem erhöhten Infekti-
onsrisiko gegenüber. Bis die gesperrten 
Räume nach einer Feinreinigung wie-
der freigegeben werden, können Wo-
chen ins Land gehen, schlimmer noch, 
weitere Raumsperrungen sind nicht 
auszuschließen. Schließlich fallen die 
skizzierten technischen und räumli-
chen Probleme in einer Pandemie na-
türlich mit einem deutlichen Anstieg 
des Arbeitsvolumens zusammen.

Die Senatsverwaltung für Finanzen 
will jetzt mit technischer Sonderaus-
stattung schnell Abhilfe schaffen. In ei-
ner Stellungnahme gegenüber dem dbb 
berlin heißt es darüber hinaus: Oberste 
Priorität haben die Abmilderung finan-
zieller Härten. 

Sämtliche pflegebedingten Aufwen-
dungen und „eilige“ Vorgänge wie Auf-
wendungen ab 4.000 Euro, Beihilfen 
für niedrige Besoldungsgruppen und 
besondere Einzelfälle würden bis auf 
sehr wenige, komplexe Einzelfälle in-

nerhalb von fünf bis zehn Arbeitstagen 
abgerechnet.

In einer Sonderaktion seien im De-
zember 2021 darüber hinaus an zwei 
Tagen rund 16.000 Anträge mit bis zu 
drei Belegen bearbeitet worden, um 
möglichst viele Auszahlungen noch vor 
Weihnachten sicherzustellen. 

Im Februar 2022 habe man rund 
1.000 sehr umfangreiche Anträge mit 
bis zu 50 Belegen vorgezogen, um die 
Betroffenen zu entlasten.

Zur temporären Aussetzung der tele-
fonischen Erreichbarkeit der Beihilfe-
stelle heißt es in der Stellungnahme:

„Die Aussetzung der Erreichbarkeit 
führte zwar zu Beschwerden; diese ste-
hen jedoch in keinem Verhältnis zur 
Anzahl der Beihilfeberechtigten, die da-
durch schneller eine Kostenerstattung 
erhalten konnten. Die Kontaktaufnah-
me per Mail oder per Fax ist – zusätzlich 
zum digitalen Angebot mit der Beilhil-
fe-App – rund um die Uhr möglich.

Auf diesem Weg übersandten Rück-
rufbitten wird in der Regel kurzfristig 
nachgekommen. Persönliche Termine 
im ServicePunkt der Beihilfestelle sind 
ebenfalls wieder möglich. Diese können 
kurzfristig gebucht werden.“

Personelle Engpässe
Zahlreiche Beschäftigte hätten sich mitt-
lerweile beruflich neu orientiert.

Al tersbedingte Abgänge seien ohne 
Nach besetzung geblieben, weil eine Ein-
arbeitung pandemiebedingt nicht umge-
setzt werden konnte. 2021 eingestelltes 
Personal habe schließlich nur unzurei-
chend geschult lediglich bedingt ein-
gesetzt werden können. Diesen Fakten 
und den zusätzlichen Einschränkungen 
durch die Feinstaubbelastung aus der 
benachbarten Großbaustelle stehe ein 
deutlicher Anstieg der Antragszahlen 
von durchschnittlich 10.000 pro Woche 
in 2019 mittlerweile 12.000 bis 13.000 
gegenüber.

Durchaus Verständnis für die schwie-
rige Situation in der Beihilfestelle zeigte 
dbb Landeschef Frank Becker.

Allerdings erwarte der dbb berlin 
jetzt unverzüglich Maßnahmen, die die 
Einrichtung ausreichender Homeoffice-
Arbeitsplätze beschleunigen und das 
Personal verstärken. „Es darf nicht sein, 
dass die Kolleginnen und Kollegen so 
lange auf die ihnen zustehende Beihilfe 
warten müssen!“ Große Anerkennung 
zollte Becker den Leistungen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern in der 
Beihilfestelle.  ■

BSBD Berlin
E-Mail@bsbd-berlin.de

www.bsbd-berlin.de

WIR SIND MEHR  
ALS DU DENKST
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Umdenken ist angesagt !
BSBD Berlin schlägt die Prüfung einer Einführung des sogenannten „JobRads“ vor
Die aktuelle Situation im Bereich der 
Energieversorgung ist uns allen be-
kannt. Steigende Preise bei Öl, Gas 
und Benzin treiben die Kosten aller 
Produkte derzeit in die Höhe. Davon 
betroffen sind auch die Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst und ihre An-
gehörigen.

Der Bundesvorsitzende des dbb, Ulrich 
Silberbach, fordert angesichts steigen-
der Spritpreise, die Belastungen für die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes 
abzufedern, und forderte von der Poli-
tik vor allem die zu entlasten, die ihren 
Privatwagen auch dienstlich nutzen.

Der dbb Chef fordert eine bundesein-
heitliche Überarbeitung bei Wegstre-
cken- und Reisekostenentschädigung 
im Bereich des öffentlichen Dienstes: 
„Wir haben bei diesem Thema ohnehin 
einen Normierungsdschungel, den wir 
bei dieser Gelegenheit gleich einmal 
lichten könnten. 

Wir müssen weg von völlig überflüs-
sigen, objektiv nicht nachvollziehbaren 
und verwaltungsextensiven Detailre-
gelungen auf regionaler Ebene, die bei 
bundesweit gleicher Sachlage zu will-
kürlichen Ungleichbehandlungen füh-
ren. Dienst- und Arbeitgebende sind von 
Flensburg bis zum Königssee gesetzlich 
zur Kostenerstattung verpflichtet, des-

wegen muss es nun in Anbetracht der 
steigenden Kraftstoffkosten zügig eine 
bundesweit einheitliche Anpassung der 
Entschädigungsbeträge bei dienstlicher 
Nutzung von Privatfahrzeugen geben.“ 

Für den BSBD Berlin ist es wich-
tig, die Kolleginnen und Kollegen, die 
während der Dienstzeit auf ihr privates 
Fahrzeug zurückgreifen, entsprechend 
zu entschädigen. Das trifft vor allem bei 
Ausführungen zu. Viele Orte sind eben 
nicht mit dem öffentlichen Nahverkehr 
oder mit dem Fahrrad nicht zeitnah zu 
erreichen.

Apropos Fahrrad
Der BSBD Berlin hatte angestoßen, 
für die Kolleginnen und Kollegen aus 
der Jugendstrafanstalt, die Einführung 
oder auch eine finanzielle Unterstüt-
zung eines sogenannten „JobRads“ zu 
prüfen. 

Die zuständige Fachabteilung der Se-
natsverwaltung für Justiz, Vielfalt und 
Antidiskriminierung hat dies zugesagt.

Einige Bundesländer, zum Beispiel 
Hamburg, haben bereits entsprechende 
Regelungen getroffen. In Bayern wird 
eine entsprechende Grundlage gerade 
erarbeitet. Für die Tarifbeschäftigten in 
den Kommunen wurden bereits im Ta-
rifvertrag von 2020 entsprechende Re-
gelungen getroffen. Der dbb hat dazu 

bereits eine Broschüre herausgegeben. 
Die Broschüre kann unter dem folgen-
den Link heruntergeladen werden.
https://www.dbb.de/artikel/job-
rad-erst-pruefen-dann-radeln.html

Umsetzung der Verkehrswende 
lässt auf sich warten …
Der BSBD Berlin unterstützt diese Idee 
und hofft auf eine baldige Lösung. Be-
sonders die Kolleginnen und Kollegen 
in der Justizvollzugsanstalt Moabit 
hatte die Einführung der Parkraum-
bewirtschaftung ohne vorherige An-
kündigung oder Unterstützung von 
Seiten der politisch Verantwortlichen 
kalt erwischt. Damals alles unter Coro-
nabedingungen, mit ganz anderen Inzi-
denzen als heute und einer viel gefähr-
licheren Bedrohungslage. Und in dieser 
Situation zwingt man dann die Kolle-
ginnen und Kollegen in die überfüllten 
Busse und Bahnen, ärgert sich der Lan-
desvorsitzende des BSBD Berlin, Tho-
mas Goiny, über die kaltschnäuzige Art 
und Weise gegenüber den eigenen Mit-
arbeiter/innen. 

Aus der Sicht des BSBD Berlin wäre 
das „JobRad“ doch mal ein guter Vor-
schlag im Rahmen der Verkehrswende, 
wie sie seit Jahren von der Politik ver-
sprochen wird. Viel ist ja bisher nicht 
wirklich passiert!  ■

Neu im Justizvollzug ?
Der Ausbildungsordner ist eine wichtige Hilfestellung für die Berufe im Justizvollzug
Egal ob in der Ausbildung im Allge-
meinen Justizvollzugsdienst oder als 
„Quereinsteiger/in“ in allen anderen 
Beruf im Justizvollzug. 

Der Ausbildungsordner ist für alle die 
den richtigen Schritt in den Justizvoll-
zug gegangen sind. Er ist eine Hilfestel-
lung, bei den wich tigen Themen, die 
jetzt auf einen zukommen, egal ob als 
Tarifbeschäftigte/Tarifbeschäftigter 
oder als Beamtin/Beamter.

Gemeinsam mit unseren Partnern ge-
ben wir Tipp‘s zur Beihilfe, zur Ausbil-
dung, zu Gesetzen und Verordnungen, 
und weiteren Themen.

Natürlich erklären wir auch, wer wir 
als BSBD Berlin sind, wofür wir stehen 
und was unsere Aufgabe ist.

Der Ausbildungsordner kann gerne 
bei uns, der Fachgewerkschaft für den 
Justizvollzug, – www.bsbd-berlin.de – 
angefordert werden.

Auch für persönliche Fragen stehen 
wir selbstverständlich zur Verfügung.

„Du bist uns wichtig, deshalb sind wir 
auch auf Deine Hinweise, Ideen und 
Tipp‘s gespannt. Der Justizvollzug lebt 
von seinen vielen kreativen Menschen. 
Du bist eine oder einer davon? Also 

schreib uns oder informiere Dich bei 
uns!“ Solltest Du Interesse an einer 
Mitgliedschaft im BSBD Berlin haben, 
sende uns eine E-Mail an: mail@bsbd-
berlin.de  ■

Der Ausbildungsordner des BSBD Berlin  Foto: BSBD Berlin
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